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Mattias Greuter
az Jeronim Perovic, in den letzten Ta-
gen haben Aktivisten im Osten der Uk-
raine russische Fahnen auf Regierungs-
gebäuden gehisst und eine Volksrepu-
blik ausgerufen. Sie fordern ein Refe-
rendum über eine Abspaltung analog 
zur Krim. Sind diese Aktionen wirk-
lich von Russland gesteuert, wie es die 
Regierung in Kiew behauptet?
Jeronim Perovic Wenn man genau hin-
schaut, sieht man, dass es sich um rela-
tiv wenige Demonstranten handelt, das 
ist kein Volksaufstand. Wer genau diese 
Leute organisiert, ist schwierig zu sagen. 
Es gibt aber sicher ein russisches Interes-
se daran, die Region instabil erscheinen 
zu lassen, und es gibt tatsächlich Hinwei-
se darauf, dass diese Aktivisten teilweise 
mit Bussen aus Russland angereist sind. Si-
cher gibt es aber auch Bürger in der Ostuk-
raine, die verunsichert sind. Sie vertrauen 
der Regierung in Kiew nicht und fürchten, 
dass ihre Interessen übergangen werden. 
Wenn man dieser Tage russisches Fernse-
hen sieht, könnte man den Eindruck be-
kommen, die Ukraine stehe vor einem Bür-
gerkrieg, die russische Minderheit sei mas-
siv bedroht und die Regierung habe die 
Lage nicht im Griff. Das stimmt so natür-
lich nicht, aber damit wäre der Vorwand 
für eine russische Intervention gegeben. 
Es ist ja aus historischer Sicht kein Zu-
fall, dass die prorussischen Kräfte im 
Osten aktiv sind.
Die Gebiete östlich des Dnjepr blicken auf 
eine Verbindung mit Russland zurück, die 
auf das 17. Jahrhundert zurückgeht, als 
sich die dort lebenden Kosaken dem Zaren 
unterstellt haben. Die Gebiete westlich des 
Dnjepr und auch der Süden, darunter die 
Krim, stiessen bereits im 18. Jahrhundert 
zu Russland. Der äusserste Westen, na-
mentlich das historische Galizien, geriet 
jedoch erst nach dem Zweiten Weltkrieg 
unter sowjetische Kontrolle, und zwar 
durch Eroberung, nicht durch freiwilligen 
Anschluss. Die Geschichte der Verbindung 
mit Russland ist also eine andere. Das ist 
aber kein Grund, anzunehmen, die Ukra-
ine habe gar keine geeinte Identität. Im 
März 1991 stimmte die Ukraine wie ande-
re Sowjetrepubliken darüber ab, ob die So-
wjetunion weiter Bestand haben solle. 80 
Prozent der Bevölkerung sprachen sich da-
Jeronim Perovic: «Putin will als derjenige in die Geschichte eingehen, der den Zerfallsprozess aufgehalten hat.» Fotos: Peter Pﬁster
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mals dafür aus. Gleichzeitig wurde die Be-
völkerung gefragt, ob sie die kurz zuvor 
beschlossene Souveränität der Ukraine 
unterstütze – auch hier stimmten 80 Pro-
zent zu. Die Mehrheit der Russen in der 
Ukraine sieht sich also durchaus als loya-
le ukrainische Bürger, die Russen wollen 
aber auch ihre russische Sprache und Kul-
tur leben und gute Beziehungen zu Russ-
land pflegen.
Dazu passt, dass die Mehrheit der Rus-
sen in der Ostukraine bei einer Um-
frage angab, sie fühlten sich nicht un-
terdrückt und wollten kein Eigreifen 
Russlands. Wie realistisch ist die Ge-
fahr einer russischen Intervention?
Die Menschen in der Ukraine wollen vor 
allem ein normales Leben führen. Sie wol-
len sicher keinen Krieg. Deshalb sind die 
Unruhen nicht in ihrem Interesse. Wenn 
man beginnt, von Bürgerkrieg zu spre-
chen, wenn regionale Regierungsgebäu-
de besetzt werden, wenn Schüsse fallen, 
kann sich die Situation sehr schnell än-
dern. Russland müsste nicht einmal for-
mell Truppen ins Land schicken, die rus-
sisch-ukrainische Grenze ist ja weitgehend 
offen und auf der Krim traten die Russen 
auch ohne Abzeichen auf. Die Ukraine wird dieser Tage oft als 
«gespalten zwischen Ost und West» 
dargestellt. Zu Recht?
Die Ukraine hat multiple Identitäten. Es 
gibt Ukrainer mit einer westlich gepräg-
ten Tradition, rund fünf Millionen Uk-
rainer, die russisch sprechen, etwa acht 
Millionen ethnische Russen und sehr vie-
le Mischehen. Innerhalb dieser gemisch-
ten Bevölkerung gab es seit dem Beste-
hen der Ukraine nach 1991 kaum Span-
nungen. Das Hauptproblem in der Ukrai-
ne war bisher nie das Zusammenleben der 
Menschen oder die angebliche «Spaltung» 
in West und Ost, sondern die zerklüfte-
te politische Landschaft, das Fehlen einer 
Konsenskultur und hochkorrupte Politi-
ker, die jeweils in ihre eigenen Taschen ge-
wirtschaftet haben. 
Wie schätzen Sie die westliche Politik 
gegenüber der Ukraine ein?
Ich vermisse an der ganzen Diskussion 
die Ukraine. Es geht um Geopolitik, um 
West und Ost, um die EU, die NATO und 
Russland. Die Politik müsste sich aber fra-
gen: Was ist jetzt und heute das Beste für 
die Menschen in der Ukraine? Die Ukrai-
ne gibt es als unabhängigen Staat erst seit 
23 Jahren, zuvor existierte sie in der mo-
dernen Geschichte als Teil anderer Staa-
ten und Imperien. Dieses Land sollte sich 
gegenüber dem Westen öffnen, muss auf-
grund seiner engen wirtschaftlichen und 
kulturellen Verflechtungen mit Russland 
aber auch an guten Beziehungen zu sei-
nem östlichen Nachbarland interessiert 
sein. Die Ukraine sollte eine Brücke zwi-
schen West und Ost bilden und keine Bar-
riere darstellen.
Sie sind der Meinung, das Assoziie-
rungsabkommen, dessen Nichtunter-
zeichnung die Proteste auf dem Mai-
dan ausgelöst hat, sei ein Fehler von 
Seiten der EU gewesen, weil es die Uk-
raine zu einer Entscheidung zwischen 
Ost und West gedrängt habe.
Der Westen hat sicher nicht Schuld an 
der aktuellen Situation, eine solche Be-
hauptung aufzustellen, wäre übertrieben. 
Aber der EU hat ein wenig das Fingerspit-
zengefühl gefehlt, denn die Brüsseler Di-
plomaten haben klar signalisiert, dass es 
im Fall der Unterzeichnung eines Abkom-
mens mit der EU für die Ukraine unmög-
lich sei, der Zollunion mit Russland beizu-
treten. Das heisst, das Land wurde hier tat-
sächlich vor die Wahl gestellt. Das Haupt-
problem, das dürfen wir nicht vergessen, 
war aber Janukowitsch und sein enorm 
korruptes System. Das Assoziierungsab-
«Die Spaltung, die jetzt dargestellt und politisiert wird, hat es für viele Ukrai-
ner gar nicht gegeben.»
Jeronim Perovic
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kommen wurde von vielen Menschen als 
eine Möglichkeit gesehen, mit dem kor-
rupten System aufzuräumen, denn es hät-
te Janukowitsch gezwungen, gewisse Nor-
men und Regeln, die es in der EU gibt, zu 
beachten. Das Abkommen mit der EU war 
aus dieser Sicht nicht gegen Russland ge-
richtet. Aber man hätte Russland von Be-
ginn an stärker in die Verhandlungen ein-
beziehen müssen. 
Kommen wir zurück zu den aktuellen 
Unruhen im Osten. Gefährden sie die 
Präsidentschaftswahlen vom 25. Mai?
Ja, und das scheint kalkuliert. Die Demons-
tranten wollen ja noch vor den Präsident-
schaftswahlen ein Referendum wie auf 
der Krim abhalten. Und wenn sie kein 
Referendum abhalten können, dann wol-
len sie offenbar eine Situation erreichen, in 
der keine regulären 
Präsidentenwahlen 
durchgeführt wer-
den könnten, was 
die neue Führung 
in Kiew als nicht 
legitim erscheinen 
lassen würde. Andererseits: Bevor es zum 
Bürgerkrieg kommt, sollte sich Kiew über-
legen, ob es nicht besser wäre, den soge-
nannten Separatisten den Wind aus den 
Segeln zu nehmen und das Referendum 
durchführen zu lassen. Denn wenn es 
stimmt, dass die Mehrheit den Anschluss 
an Russland nicht will, wie dies Umfragen 
belegen, könnte die Abstimmung der Zen-
tralregierung sogar den Rücken stärken. 
Der Osten der Ukraine ist russisch geprägt, 
aber er ist nicht so stark nach Russland ori-
entiert wie die Krim – deshalb bin ich mir 
auch gar nicht sicher, ob der Kreml wirk-
lich daran interessiert ist, dass ein Referen-
dum in der Ostukraine durchgeführt wird.
Die ganze Welt spekuliert über die Mo-
tive Russlands und Wladimir Putins. 
Wie schätzen Sie ihn ein?
Eigentlich müsste es auch im Interesse 
Russlands sein, dass sich die Situation in 
der Ukraine möglichst rasch stabilisiert – 
schliesslich schaden westliche Wirtschafts-
sanktionen Russland, es gibt wirtschaftli-
che Interessen russischer Unternehmen in 
der Ukraine, es gibt viele Rus sen, die in der 
Ukraine leben und Ukrainer, die in Russ-
land arbeiten. Aber 
ich habe das Ge-
fühl, Putin will als 
derjenige in die Ge-
schichte eingehen, 
der den Niedergang 
Russlands seit dem 
Zerfall der Sowjetunion nicht nur aufge-
halten, sondern Russland erstmals wieder 
vergrössert hat. Was wir jetzt sehen, ist 
eine neue Ordnung in den Interessenprä-
ferenzen: Das rein wirtschaftliche Kalkül 
ordnet sich unter ein geopolitisches Gross-
machtkalkül. Das ist etwas ganz Neues, 
mit dem der Westen nun umgehen muss.
Und das hat man bisher nicht ge-
schafft?
Es war ein Fehler der EU, der Ukraine Per-
spektiven anzubieten, ohne sich die Fra-
ge zu stellen, wie Russland allenfalls re-
agiert. Die Ukraine soll als unabhängiger 
Staat seine Aussenpolitik selbst festlegen 
können. Aber die Interessen und Befind-
lichkeiten Russlands, eines so wichtigen 
und starken Nachbarn zu ignorieren, ist 
schlechte Politik und kann im schlimms-
ten Fall zum Krieg führen – siehe Georgi-
en. Wenn Russland in der Ostukraine ein-
marschiert, wird die NATO Russland nicht 
angreifen, das wissen alle. Deshalb funk-
tionieren Russlands Drohgebärden, und 
deshalb ist es unverantwortlich von west-
lichen Politikern, der Ukraine ein Gefühl 
falscher Sicherheit zu geben. 
Soll sich denn das Land nicht nach 
Westen orientieren?
Für die Ukraine wäre in der gegenwärtigen 
Situation die Blockfreiheit vermutlich die 
beste Lösung. Dafür ist Finnland ein gutes 
Beispiel: Das Land war im Zweiten Welt-
krieg in einer ähnlich schwierigen Lage, 
heute hat es hervorragende Beziehungen 
zum Westen, aber auch gute Beziehungen 
zu Russland. Die Ukraine braucht Zeit, 
sich zu konsolidieren und dafür ist unbe-
dingt eine lange Verschnaufpause nötig. 
Wie soll sich der Staat in Zukunft or-
ganisieren? Russland drängt auf eine 
Föderalisierung – aus Schweizer Sicht 
tönt das doch gut.
Die Föderalisierung ist auf dem Papier eine 
gute Idee, und jede Regierung müsste sie 
ins Pflichtenheft nehmen. Sie scheint mir 
aber erst nach einer gewissen gesamtnatio-
nalen Konsolidierung sinnvoll. Zu früh an-
gepackt, ist sie ein Risiko, weil dies zentri-
fugale Tendenzen noch verstärken könn-
te. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist nur 
ein starker Zentralstaat in der Lage, wich-
tige Zukunftsfragen anzupacken, die Ein-
heit zu wahren und den aussenpolitischen 
Kurs festzulegen. Ausserdem zeigt die Ge-
schichte, dass es schwierig ist, eine Fö-
deration zu schaffen, die nicht erst in ei-
nem langen Prozess von unten entstanden 
ist. Russland hat das in den 1990er Jahren 
ebenfalls versucht, ist aber seit Putin in 
der politischen Praxis zu einem strengen 
Zentralismus zurückgekehrt, weil es sich 
vor der Verselbständigung seiner Regionen 
fürchtet. Deshalb ist es schon interessant, 
dass gerade Russland von der Ukraine eine 
Föderalisierung verlangt. An der Universität Zürich hat Jeronim Perovic eine SNF-Förderprofessur inne.
«Das Referendum 
könnte der Regierung 
den Rücken stärken.»
